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Leserbrief zur Ausgabe Nr. 149, Impfreport, Thema: Was tun bei einem Covid-Impf-
schaden? Ein Artikel von Dr. Andreas Diemer 
 
Sehr geehrter Herr Tolzin 
 
In obigem Artikel möchte ich als langjährige Begleiterin von Impfschäden und ehemalige 
1. Vorsitzende des Bundesvereins Impfgeschädigter e.V. auf gewisse Sachverhalte hin-
weisen, die Herr Dr. Diemer nicht ganz korrekt wiedergegeben hat. 
 
Auf die Frage wie man einen Antrag auf Anerkennung eines Impfschadens stellt: 
Hier schreibt Herr Diemer, dass man nach Ablauf von 6 Monaten einen Antrag auf 
Impfschaden stellen kann und man mit einer lebenslangen Rente nach BVG rechnen 
könne. 
Dies stimmt nur teilweise. Alle Anträge, die in Bezug auf die Covid-Impfungen im Zeitraum 
2021 – Dezember 2023 gestellt wurden, laufen unter dem damalig noch gültigen BVG in 
Verbindung mit dem IfSG. Seit Januar 2024 trat das 2019 verabschiedete Soziale 
Entschädigungsrecht in Form des SGB XIV endgültig in Kraft. Alle ab dann gestellten 
Anträge laufen unter SGB XIV. Die Leistungen von beiden Gesetzen unterscheiden sich 
prägnant (Stand Dez. 2023): 
 
      BVG    SGB XIV 
 
Grundrente GDS 30   171 €    400 € 
Grundrente GDS 40    233 €    400 € 
Grundrente GDS 50   311 €    800 € 
Grundrente GDS 60   396 €    800 € 
Grundrente GDS 70   549 €    1200 € 
Grundrente GDS 80   663 €    1200 € 
Grundrente GDS 90   797 €    1600 € 
Grundrente GDS 100  891 €    2000 € 
 
Pauschbetrag für Kleider-  § 15 BVG   § 46 BVG 
Verschleiß 
 
Ausgleichsrente GDS 50/60  549 €    entfällt 
Ausgleichsrente GDS 70/80  663 €    entfällt 
Ausgleichsrente GDS 90  797 €    entfällt 
      



BVG    SGB XIV 
 
Ausgleichsrente GDS 100  891 €    entfällt 
 
Berufsschadensausgleich  § 30 Abs. 3-12 BVG  §§ 89-90 SGB XIV 
 
Pflegezulage    § 35, entfällt in der ur- Leistungen nach SGB XI 
     sprünglichen Form und + Pflegearbeitsverträge 
     läuft nun ebenfalls unter als Aufstockung des  
     SGB XIV, kein Wahlrecht Pflegegeldes für Eltern/ 
         Ehepartner u.ä. 
 
Schwerstbeschädigtenzulage 
   
Stufe 1    103 €    § 83 Abs. 2 SGB XIV nur 
Stufe 2    212 €    schwerste Fälle + 400 € 
Stufe 3    316 § 
Stufe 4    424 € 
Stufe 5    527 € 
Stufe 6    636 € 
 
Alle obig angeführten Zahlen wurden bei jeder allgemeinen Rentenerhöhung ebenfalls in 
beiden Gesetzen angepasst. Offizielle Zahlen gibt es allerdings dazu nicht mehr zu finden, 
weswegen ich die damaligen Zahlen hier anführe.  
 
Die Altfälle, die bis Ende 2023 anerkannt wurden oder auch noch zukünftig rückwirkend 
anerkannt werden, haben ein Wahlrecht, ob sie im alten Gesetz bleiben möchten und die 
bisherigen Beträge + 25 % Aufstockung erhalten oder ins neue SGB XIV wechseln 
möchten. Hinzu kam, vorher gab es noch verschiedene Zuschüsse, die über die 
Kriegsopferversorgungsverordnung bzw. über die Orthopädie-Verordnung geregelt waren. 
Die meisten sind entweder auf Pflegekasse/Unfallkasse übergegangen, was die Orth VO 
betrifft, die Zuschüsse der KofVO sind reduziert worden auf Heizkosten- und 
Taxipauschale, auch für Altfälle. Die ab 2024 beantragten erhalten diese gar nicht mehr.  
Wir vom Verein haben den Betroffenen angeraten, dass alle bis 70 % ins neue SGB XIV 
wechseln sollen, die anderen besser vom BVG entschädigt werden. Da die Pflegeverträge 
ins neue Gesetz mit aufgenommen wurden, entstehen für Angehörige keine schlechteren 
Versorgungen. 
 
Zum Verfahren an sich: 
Juristische Voraussetzung für die Anerkennung eines Impfschadens beim zuständigen 
Versorgungsamt stellt die sogenannte Kausalkette und die Kausalität. Die Kausalkette 
umfasst den Nachweis des schädigenden Ereignisses, hier die Impfung, einen 
sogenannten Primärschaden (neu aufgetreten/vorhandenes massiv verschlechtert) am 
besten in zeitlicher Nähe und den sogenannten Dauerschaden, den Herr Dr. Diemer mit 
„mindestens 6 Monate andauern“ meint. Diese 6 Monate dürfen nicht unterbrochen sein 
und einen gesundheitlichen wie wirtschaftlichen Schaden umfassen. Die Kausalität ist 
meist das Schwierige, denn hier muss die gesundheitliche Schädigung auf den Impfstoff 
bekannt sein, was gerade bei den Covid-Impfungen aufgrund der mangelhaften 



wissenschaftlichen Beweise zum Großteil noch nicht belegt ist. Allein was den Begriff 
„Post-Vac“ betrifft, bei dem sich die Sachverständigen nicht einig sind. Hier entfällt die 
Möglichkeit einer „Kann-Zulassung“, denn dafür müsste die Wissenschaft einig sein, dass 
es nur von der Impfung kommen kann, aber der Grund noch unbekannt. Die Kausalität 
muss im Gegensatz zu dem Vollbeweis der Kausalkette nur mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit nachgewiesen sein. Ob ein Arzt den Zusammenhang bestätigt oder 
nicht ist in den meisten Fällen irrelevant gewesen, da die Versorgungsämter oder auch 
Gerichte über ihre eigenen Sachverständige verfügen. 
 
Aus meiner nunmehr 27-jährigen Erfahrung, was Impfschäden betrifft, haben die Covid-
Impfungen ein ganz neues Kapitel aufgeschlagen. Solange die Wissenschaft nicht die 
Kausalitäten klärt, haben Geschädigte keine Aussicht auf Erfolg. Eine Klage gegen 
Bescheid und Widerspruchsbescheid des Versorgungsamtes bringt auch keinen Erfolg, 
da das Gericht nur die Gegenseite verurteilen kann, nach der Feststellung der Kausalität 
die eigenen Bescheide zurückzunehmen, den Schaden anzuerkennen und Leistungen zu 
gewähren. Ein Richter kann die Anerkennung des Impfschadens nicht aussprechen. In 
den Medien, wie auch bei den Social Media, wird leider immer nur auf die wenigen aner- 
kannten Fälle (derzeit über 700) verwiesen, was nicht ausschließt, dass mit Klärung der 
Kausalität die zuvor abgelehnten Schäden doch noch anerkannt werden.  
 
Kostenfrei ist der Antrag an das Versorgungsamt gewiss, allerdings wird man spätestens 
mit Ablehnungsbescheid einen Widerspruch verfassen und einreichen müssen. Wer sich 
gesundheitlich oder formal nicht dazu in der Lage sieht, wird auf einen Juristen zurück-
greifen müssen und der wird Geld dafür verlangen. Prozesskostenhilfe kann man nur bei 
Klage beantragen. Entgeltlich gesehen sollte das Widerspruchsverfahren ca. 550 Euro 
kosten, die meisten Anwälte lassen die Mandanten leider darüber wenig in Kenntnis und 
verlangen Stundensätze mit Vorauszahlungen in mehreren Tausend Euro. Zusätzlich 
nochmals Vorauszahlungen für Einleitung des Klageverfahrens. Hierzu kann ich nur 
anraten auf etablierte Vereine zurückzugreifen, die sich in der Materie auskennen. 
 
Zum Thema Arzt verklagen: 
Bis heute hatten Verfahren gegen den Impfarzt wenig Erfolg und haben nur sehr hohe 
Kosten verursacht. In Bezug auf die Covid-Impfungen gab es am 09.10.2025 ein 
höchstrichterliches Urteil des BGH in Bezug auf die Haftung von Ärzten. Urteil online 
unter: 
https://www.bundesgerichtshof.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025185.
html 
 
Dort steht geschrieben: 
„Bis zum 7. April 2023 handelten die in der jeweiligen Fassung der Verordnung zum 
Anspruch auf Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 (Coronavirus-
Impfverordnung - CoronaImpfV) bestimmten Leistungserbringer bei der Vornahme einer 
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 in Ausübung eines ihnen 
anvertrauten öffentlichen Amtes. Dies gilt auch für die Beklagte und die Schutzimpfung 
des Klägers. Das Berufungsgericht hat daher eine persönliche Haftung der Beklagten für 
etwaige Impfschäden des Klägers zu Recht verneint. Es kommt gemäß Art. 34 Satz 1 GG 
nur eine Amtshaftung des Staates in Betracht.“ 
 



Das heißt konkret, dass die Ansprüche aus von Ärzten durchgeführten Impfungen an den 
Staat in Form von Anträgen zu stellen sind. Eine sogenannte Zivilklage gegen den Arzt wird 
nicht zum Erfolg führen.  
 
Ebenfalls braucht man den Arzt nicht auf eine mangelhafte Aufklärung zu verklagen, das 
wurde in meinen 27 Jahren in allen Verfahren abgelehnt. Wobei ich aus meinen 
Recherchen sagen muss, dass sich die Fachinformationen der Hersteller im Laufe der 
Zeit und den Meldungen von UAW durchaus angepasst haben, was die Auflistung von 
Nebenwirkungen betrifft.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Ramona Gerlinger 
2. Vorsitzende Bundesverein Impfgeschädigter e.V.  

 

 

 


